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Fiıne unvermeidliche Beziehung: Bosnien und
Herzegowina und dıe Europäische Union

Tobıas Flessenkemper studierte Politikwissenschaf-
ten In Köln und ıst YADFE eıit als polıtischer Berater für
die FU-Polizeimission In Bosniıen un erzegowIna
In Sarajevo atıg.

Die verfehlte EG-Krisendiplomatie derre 997 WIr HIS eute in
den gemeınsamen Beziehungen nach. FrOTZ eıner EU-Beitrittsperspekti-

und massıven U-Engagements ist das Land noch nNIC einem
glaubwürdigen Beitrittskandidaten herangereift. Seıt dem Inkrafttrete
des Vertrages VvVon 1Ssabon cheıint die FU dıe Integration des L andes
entschlossener voranbringen wollen.

Fine gemeinsame Geschichte der Enttäuschungen
Die gescheiterten Vermittlungsversuche und das Versagen, Krıeg un:
Vertreibung verhindern, haben die Glaubwürdigkeit der EKuropal-
schen Union (EU) 1n Bosnıien und Herzegowina langfristig beschädigt;
SI wird als politisch und militärisch schwach angesehen. Die hat m1t
ihrer Konditionalitätspolitik wiederholt vergeblich versucht, das Bın-
nenverhältnis der TeI Lager also der konstituierenden Völker der BOs-
niaken, Serben und rTroaten gestalten.‘ NSeit 19972 gelang CS nicht,
grundsätzliche Widersprüche aufzuheben: vielmehr wirkt die
Konditionalität eher konfliktverschärfend, WEeNnNn S1€e die Tiele eines der
Tel ethnonationalistischen Lager infrage stellt.2

er Begriff „Konditionalität“ STammt AaUus der Entwicklungszusammenarbeit und bindet
Hiltfe die Erfüllung VO Bedingungen, die das politische Verhalten der Empfän-
gerstaaten andern sollen. |Die wendet weiıitreichende politische Konditionalität uch
yegenüber Beitrittskandidaten A. STSFEGT Stelle die Forderungen nach Menschen-
rechtsschutz, demokratischen und rechtstaatlichen Institutionen und Einführung der
Marktwirtschatt.
Zur Diskussion den Begriff „Ethnonationalismus” vgl Vedran DZihie Ethnopolitik
in Bosnien-Herzegowina: Staat und Gesellschaft 1n der Krise (Southeast European Inte-
gration Perspectives, Bd 2 Baden-Baden 270106
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Die Gründe für die Schwierigkeiten der E  9 ihre Forderungen 18 S
ber Bosnıien un Herzegowina durchzusetzen, sind vielfältig. Zum e1-
HE liegen S1Ce ın der Struktur Bosnien und Herzegowinas als komplexem
Staatswesen. Die 1m Vertrag VO Dayton geschaffenen Strukturen erlau-
ben der okalen Politik eine „ Fortsetzung des Krtieges’ durch gegenselt1-
SC Blockade. Zum anderen leidet die EU-Politik dem Fehlen einer
VO allen Mitgliedsstaaten geteilten Analyse der Konsequenzen des Zer-
falls Jugoslawiens, W asSs ditfusen Positionen innerhalb der führt.»
Letztlich hat diese Politik wesentlich YVABaR heutigen Verfassungsrealität
beigetragen. X avler Bougarel merkt WB „Die Europäische (semein-
schaft ignorlerte die kommunitaritische Strukturierung der bosnischen
Gesellschaft der reduzierte sS1e auf nationalistische Parteien un erAtö-
riale Auftteilung. SO LEL S1€)Bosnien und Herzegowina und die Europäische Union  Die Gründe für die Schwierigkeiten der EU, ihre Forderungen gegen-  über Bosnien und Herzegowina durchzusetzen, sind vielfältig. Zum ei-  nen liegen sie in der Struktur Bosnien und Herzegowinas als komplexem  Staatswesen. Die im Vertrag von Dayton geschaffenen Strukturen erlau-  ben der lokalen Politik eine „Fortsetzung des Krieges“ durch gegenseiti-  ge Blockade. Zum anderen leidet die EU-Politik unter dem Fehlen einer  von allen Mitgliedsstaaten geteilten Analyse der Konsequenzen des Zer-  falls Jugoslawiens, was zu diffusen Positionen innerhalb der EU führt.?  Letztlich hat diese Politik wesentlich zur heutigen Verfassungsrealität  beigetragen. Xavier Bougarel merkt dazu an: „Die Europäische Gemein-  schaft ignorierte die kommunitaritische Strukturierung der bosnischen  Gesellschaft oder reduzierte sie auf nationalistische Parteien und territo-  riale Aufteilung. So trug (sie) ... dazu bei, den ohnehin eingeengten Raum  für eine Einigung innerhalb der bosnischen Gesellschaft weiter einzuen-  gen, und stieß die bosnische Gesellschaft in den Krieg.“*  Als Institution sollte die EU bis zum Ende des Krieges 1995 keine  führende Rolle mehr spielen; einzige Ausnahme war die EU-Verwaltung  der Stadt Mostar (1994-1996). Einzelne Mitgliedsstaaten wie Groß-  britannien, Frankreich oder die Niederlande übernahmen hingegen  wichtige diplomatische und militärische Rollen im Rahmen der Verein-  ten Nationen. Das Versagen der Union lag darin, dass sie weder das  Verständnis, die Kreativität noch die Einigkeit hatte, die zerstörerische  Dynamik zu stoppen oder umzukehren. So wurde Bosnien und Herze-  gowina zum „Experimentierfeld“ der „Gemeinsamen Außen- und Si-  cherheitspolitik“ (GASP) und der heutigen „Gemeinsamen Sicherheits-  und Verteidigungspolitik“ (GSVP).  Europäische Integration als Perspektive  Mit der offiziellen EU-Perspektive ab 2000 wurde aus dem „state-buil-  ding“ der Nachkriegszeit das „member-state-building“, also der Aufbau  eines zukünftigen EU-Mitglieds. 2002 wurden ein Europäischer Sonder-  beauftragter und 2003 eine Europäische Polizeimission (EUPM) ent-  sandt. Eine EU-Sicherheitsstrategie für Bosnien und Herzegowina wur-  3 Exemplarisch dafür: Kosovo wird von 22 der 27 Mitgliedsstaaten anerkannt.  4 Xavier Bougarel: Bosnie, anatomie d’un conflit. Paris 1996. Zitiert bei: DZihic (wie Anm.  2), S. 148.  267  OST-WEST 4/20114711 bei, den ohnehin eingeengten Raum
für eine Kınıgung innerhalb der bosnischen Gesellschaft welılter einZzuen-
SCH, un stie(ß die bosnische Gesellschaft 1ın den Ka

Als Institution sollte die bıs Z Ende des Krieges 1995 keine
ührende Rolle mehr spielen; einz1ge Ausnahme W alr die EU-Verwaltung
der Stadt Mostar (1994-1996). Einzelne Mitgliedsstaaten W1e€e rofß-
britannien, Frankreich der die Niederlande übernahmen hingegen
wichtige diplomatische un:! militärische Rollen 1m Rahmen der Vereıin-
fen Natıionen. [)as Versagen der Union lag darin, Aass S1C weder das
Verständnis, die Kreativıtäat och die Einigkeit hatte, die zerstörerische
Dynamik StoOppen der umzukehren. So wurde Bosnien und Herze-
Z0W1na Z „Experimentierteld- der „Gemeinsamen Außen- un: S1-
cherheitspolitik“ GASP) und der heutigen „Gemeinsamen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik“ (GSVP)

Europäilsche Integration als Perspektive
Mit der otftfiziellen EU-Perspektive 1b 2000 wurde N dem „state-buil-
ding“ der Nachkriegszeit das „member-state-building“, also der Autbau
elines zukünftigen EU-Mitglieds. 2700672 wurden eın Europäischer Sonder-
beauftragter un: 2003 eıne Europäische Polizeimission (EUPM) ENLTL-

sandt. Eıne EU-Sicherheitsstrategie für Bosnıien un Herzegowina WUr-

Exemplarisch dafür: KOSOVO wird VO 27 der Mitgliedsstaaten anerkannt.
Xavier Bougarel: Bosnıe, anatomıe d’un contlit. Paris 1996 itiert bei DZihie (wie Anm
2) 148
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de 1mM Vorteld der Entsendung VO 6.000 Soldaten der EU-Truppe (EU
FOR) verabschiedet. Zusammen MmMI1t der Delegation der Europäischen
Kommıissıon in Darajevo und der okalen U-Präsidentschaft da-
MIt sechs EU-Akteure a1b 2004 beauftragt, d€l'l Weg des Landes 1n d1€

begleiten eın anderes Land hat emals diese Aufmerksamkeit erhal-
ten.> 2004 hat die bewiesen, 24SS Erweıiterung eın leeres Verspre-
chen W  — So entfaltete sich auch 1n Bosnıien un Herzegowiıina UOptimi1s-
I11U.  N ber des massıven Einsatzes tinanzieller, personeller un

militärischer Instrumente blieb die
2004 sechs EUJ-Akteure K U-Integration des Landes stecken,

amı beauftragt, den VVeg des Cn zehn Jahre ach Kriegsende Wr

Fändes n die Degleiten der Vorrang des Wiederautbaus VO

ern anderes Land Aat Jemals d/iese Grundsatzfragen der Verfassungsord-
Aufmerksamkeli ernalten NULLS wieder eingeholt worden. DDie

Auflösung der Bundesrepublik Jugo-
clawien SOWI1e die Unabhängigkeit Montenegros 2006 un OSOVOS 2008
beflügelten eine sezessionistische Rhetorik des Ministerpräsidenten der
Republika Srpska, Milorad Dodik Harıis SilajdZic, zukünftiges bosnia-
isches Mitglied des Staatspräsidiums, hingegen forderte eine Zentrali-
sierung des Landes. Nach dem Scheitern des VO den USA vermittelten
Verfassungsretormpakets 1M April 2006 W ar die optimistische Stim-
INULNS, die och UB STA herrschte, dahin

Die blieb gegenüber dem Phänomen des Ethnonationalismus
bivalent, S1€e schwankte zwischen einer Unterstützung des (zesamt-
TAAFeESs un einem Einlenken gegenüber den Positionen der Republika
Srpska. Die Krise die europäische Verfassung 2005 un die „LErwel-
terungsmüdigkeit“ ach dem Beiıitrıitt Bulgariens un Rumäniens 7007
minderten zusätzlich den Einfluss der 1n der Region.

Eine Ausnahme ildete der VO 2008 bis 200 geführte Visa-Dialog
m1t dem Tiel] der Abschaffung der Visapflicht, eın konkretes Ziel und
zugleich e1in sehnlicher Wunsch der Bevölkerung. Spätestens ach der
Erweiterung des Schengenraumes 70067 für die Bewohner VO

Bosnıien und Herzegowina fast alle Reisen 1ın EKuropa der Visapflicht
unterworten. Dies erschwerte den ohnehin schwierigen un FeHLEN Aus-
tausch und führte einem Gefühl der Isolation. NSeit Dezember 20140

Die Europäische Beobachtermission (European Union Monitoring Mission) versorgte
Brüssel und die Mitgliedsstaaten VO 1991 bis 2007 mi1t Analysen der Lage VOT Ort und
1n der Kegion.
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können die Bürger Bosnien un Herzegowinas 1U wieder hne
Visumsbeschränkungen als Touristen in die reisen.® Das Ende der
Visumspflicht 1St SOMmMIt eın Schritt 1ın Richtung Normalisierung, enn die
Einschränkung der Reisefreiheit diente auch Z Steuerung kriegsbe-
dingter Flüchtlingsprobleme.

Fın wichtiger SCHrHT YABi8 Verbesserung
der IMMUNG IM an ISt

Krıse un ruc eın Ne  Rr dıe Aufhebung der Visumspflicht.
U-Ansatz?

Ende 201706 ratifizierten ZW aar alle 27 EU-Mitgliedsstaaten das Stabilisie-
O un Assoziierungsabkommen mı1t Bosnien un: Herzegowina,

aber nıcht bereit, CS in Kraft SEIZECN, weil Bosnien und Herze-
ZOWI1Na och nıiıcht einem glaubwürdigen Kandidaten für Mitglied-
schaft herangereift Wa  - Fortschritte bei den schwierigen politischen Kri-
terien niıcht verzeichnen, bzw vielleicht auch der
Vielzahl der EU-Akteure VOT (Jrt

Nach den Wahlen 1ın Bosnıien un: Herzegowina 1mM Oktober 2010
zeichnete sich ab, ass die Bildung einer Regierung auftf staatlicher Ebene
erneut schwierig se1n wuüuürde: Zu weIlt lagen die Vorstellungen der
stärksten Parteien auseinander. Die Widersprüche lagen nıcht eigentlich
1n substanziellen politischen Fragen, sondern 1m Konflikt die Verte1-
lung VO Macht un!: Einfluss, also 1n den Strukturproblemen der Verfas-
SUung VO Dayton. Milorad Dodik, 11U Präsident der Republika Srpska,
führte die auf eine Autonomie gerichtete Politik konsequent tort Die
Lage drohte 1mM Frühjahr 2044 mı1t der Ankündigung eines Referendums
des serbischen Teilstaats ber die Legitimitäat staatlicher Institutionen
eskalieren. Die vermittelte darauthin einen Kompromi1ss, der aller-
dings die Republika Srpska T7A direkten Gesprächspartner der Aul
wertete; bis dahin hatte die daraut bestanden, gyesamtstaatliche
Institutionen stärken.

Wie sich die Positionen der Politiker allerdings mıiıt einer
EU-Integration vertragen, bleibt unklar. Viele Beobachter wollen darin
VOTr allem Selbstnutz un Selbstschutz erkennen; eın funktionierender
Rechtsstaat, WwW1e€ VO der gefordert, INAS nıcht 1m Interesse der Pro-

Dies oilt tür alle EU-Mitgliedsstaaten aufßer Großbritannien und Irland, auiserdem für
die Nicht-EU-Mitglieder Island, Norwegen und die Schweiz.
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tagonısten liegen, un diese Haltung wird hinter nationalistischer Rhe-
torik versteckt. Immerhin 1St die polizeiliche und rechtsstaatliche KOo-
operatıon inzwischen einem wichtigen Pteiler der EKU-Integration
herangereift.

Der VWeg ZUr Mitgliedschaftsbewerbung

Jüungster Schritt auf diesem Weg sind die Forderungen, die die
Aufßenminister 1mM März 2011 aufgestellt haben, Bosnıien 1ın Herze-
ZOW1nNa auf dem europäischen Gileis halten. Neben dem Aufruft ZUT

Bildung elıner gesamtstaatlichen Regierung sind el Forderungen
ertfüllen, damit sich das Land ylaubhaft die EU-Mitgliedschaft be-
werben annn Zwel davon sind Selbstverständlichkeiten, s1e beziehen
sich aut die Erfüllung des schon ratitizierten Stabilisierungs- UunN ASsSsozi-
jerungsabkommens. Dabei andelt sich eiınen völkerrechtlichen
Vertrag, der ach dem Grundsatz pacta SUNLT servanda respektieren ISE
Das Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 1n der
Sache Finci/Sejdic’ bedeutet allerdings, HAB Artikel dieses Abkom-
INECNS nıcht erfüllt 1St. Gerade weil das Urteil heikle verfassungsrechtliche
Fragen aufwirft, verlangt die E  9 24SS ernsthafte Schritte ZUE LOösung
dieses Problems NIie  men werden mussen.

Die zweılte Forderung betritft die Grundlagen der wirtschaftlichen
Integration: d1€ Kontrolle VON staatlichen Beihilfen (Subventionen). Der
EU-Binnenmarkt, dem das Land graduell betritt, basiert auf einem allge-
meınen Beihilteverbot. Ausnahmen mussen überwacht un genehmigt
werden. SOomıit 1St eıne Autsichtsbehörde notwendig, die verhindert, Aass

Entitatsregierungen durch Subventionen einheimische Unter-
nehmen untaire Marktbedingungen herstellen. Nun tritft aber die FOr-
derung ach einer Beihilfeautsicht den Nerv des politischen Klientelis-
HI:  N In Bosnien und Herzegowina betinden sich große Teile der Wiırt-
schaft och immer ın der öffentlichen Hand, und Politiker sind häufig 1n
der Lage, Unternehmen bei der Auftragsvergabe bevorzugen. Im (:
ZCNZUES sind ötfentliche Unternehmen eine Versorgungseinrichtung für
die eigene Klientel. Hier mehr ITransparenz schaffen, 1St politisch
schmerzhaft, aber eine unbedingt notwendige Reform für ein potenziel-
les EU-Mitglied.

Vgl AaSsa GavrıCc, Verftassungsreform, 1ın vorliegendem Heftt, besonders 261
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Der dritte Punkt betritft die Durchführung eiInNeESs Bevölkerungs- UuUN
Hayushaltszensus. Der letzte Zensus wurde 1mM Jahre 1991 durchgeführt,
die damals erhobenen Daten sind obsolet. Der Krieg hat massıven
Umwälzungen 1n der Bevölkerungs- und Siedlungsstruktur geführt.
Die bosnischen Pyramiden
Im Jahre 2005 Z1ing die Nachricht VO einer archäologischen Sensation die
Welt Der Geschättsmann un Hobbyarchäologe Semir UOsmanagic VeI-
kündete, ass die TEeI Berge die bosnische Stadt Visoko tatsächlich Pyrami-den VO CHOTIMNECM Ausmaf und Alter selen. Die 1m Verlauf der Jahrtausende
VO Erde un Wald bedeckten Bergformationen selen danach der oröfßste 16mals VO menschlicher and errichtete Baukomplex auf Erden, der wahr-
scheinlich VO dem olk der Ilyrer Ende der etzten Eiszeit VOT

Jahren erbaut wurde. Während die archäologische Elite 1im In- un! Ausland
diese Theorie schnell ablehnte, fanden sich aber auch Befürworter,rauthin mehrere Sondierungsgrabungen allen TEeI Bergen durchgeführtwurden. Da die Funde vielversprechend schienen, beteiligten sich viele nstitu-
tionen des Staates der Finanzierung weiterer Ausgrabungen. Zahlreiche 1m
Land akkreditierte Botschafter un Politiker besuchten Visoko, un die
Kleinhändler der Stadt begannen mit der Herstellung VO Souvenirs tür die
immer zahlreicher erscheinenden
Touristen.

Usmanagic sieht sich ach sechs
Jahren Ausgrabungen 1in der Pyra-miden-Theorie bestätigt. Den bis-
her interessantesten Fund stellt S1-
cherlich das verschüttete Tunnel-
SYsStem dem „bosnischen Py-
ramidental“ dar, welches schon auf
tast 500 Meter VO Schutt treige-legt worden ISt. Die Funde werden
auch ZuUur Analyse europaische Forschungsstätten geschickt mıiıt anschei-
end vielversprechenden Ergebnissen. Die Geschichte VO den bosnischen
Pyramiden 1St also keinesfalls Ende erzählt, und tür viele 1St der BergVisocica unumkehrbar ZuUur bosnischen Sonnenpyramide geworden.

Berislav Zuparic
Selbst die Gesamtbevölkerungszahl des Landes beruht aut Schätzungen.
Aussagekräftige Daten werden jedoch ZUEE. Planung VO Infrastruktur-
vorhaben, AT Errechnung des Schlüssels für zukünfttige EU-Leistun-
SCN, für Wirtschaft und Verwaltung 1m Allgemeinen benötigt.

Technisch 1st die Durchführung des Zensus eın Problem das Pro-
blem liegt 1m Politischen. Soll auch die Volksgruppenzugehörigkeit der
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Burger erhoben werden? Wenn Ja;, W 2A5 oll mMI1t diesen [)aten geschehen?
Zurzeit werden die me1listen Amter aufgrund des ethnischen Schlüssels
VO 1991 vergeben. Wie lange A dieser och Bestand haben, Wenn

INa teststellt, A4SsSs sich die Bevölkerungszusammensetzung 1n vielen
Gebietskörperschaften als Folge des Krieges radikal verändert hat? Die
EU-Verordnung Zu Zensusjahr AI verlangt keine Fragen ach
Ethnizität. FKın eintacher Zensus könnte also durchgeführt werden. Den-
och hat sich die örtliche Politik der Volksgruppenfrage verbissen,
wobei verschiedene Motivationen 1mM Spiel sind, die den Konfliktlinien
der Lager se1lt 1991 entsprechen: jeviel Autonomie für die serbische
Teilrepublik, welcher Platz für die kroatische Volksgruppe, und W1e€e oll
die Balance zwischen Gruppen- un individuellen Rechten gestaltet
werden? SO 1st das Land 2A0E 8! wieder die Grundsatzfragen seiner
Staatlichkeit zurückgelangt, VT ZWanZıg Jahren stand.

Die FÜ reln ZUn Akteur

Diese Problemtelder umreißen das Kernproblem der Krise 1mM Lande, die
einem Stillstand der politischen EU-Integration geführt hat In die-

SC Zusammenhang 11USS auch die Raolle und Funktion des Hohen
Reprasentanten betrachtet werden. Schon mi1t der Amtsübernahme des
Deutschen Christian Schwarz-Schilling Anfang 2006 W arlr der Plan VOTI>=

bunden, das Buro des Hohen Kepräsentanten (Office of the High Repre-
sentatıve, OHR) in eine starke EU-Präsenz überführen, weil die Me1-
1UNg vorherrschte, das Vorhandensein elınes mıiıt weitreichenden Befug-
nissen® ausgestattetien Hohen RKepräasentanten ließe sich nıicht m1t der
angestrebten EU-Mitgliedschaft vereinbaren. Insbesondere sollten die
für die EU-Integration notwendigen Reformen VO der bosnischen Po-
litik selbst beschlossen werden: eine Oktroyierung ber die „Bonner
Befugnisse“ ware eın Bewels tür die Unreite des Landes Der letzte Ver-
fassungsreformversuch sollte ann die Voraussetzung für die Schliefßung
des (JIH  Z schaffen, doch W Aar der notwendige Minimalkonsens der
Öörtlichen Akteure dafür nicht vorhanden. Das bosniakische Lager sieht
den JH  - als (zarantie für den Fortbestand des Staates und W ar des-

Fur diese Vollmachten hat sich der Begriff „Bonner Befugnisse“ (Bonn Powers)
eingebürgert, da S1E autf einer Konterenz 1n Bonn 1im Dezember 1997 beschlossen WUuLI-

den (Anm. Redaktion).
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halb nicht bereit, auf die Institution verzichten. Die Republika Srpska
wiederum weıgerte sich, ber eine CU«C Kompetenzverteilung zwischen
(sesamtstaat und Entitäten als Grundlage einer Verfassungsreform
diskutieren.

Die Verflechtung der EU-Integration mı1t der Zukunft des OH  -
tührte dazu, A4aSSs die den Integrationsfortschritt nıcht mehr AULONOM

bestimmen konnte. Das Mandat ZUr Abschaffung des @58  > liegt Z W altr iın
den Händen einzelner EU-Mitgliedsstaaten, aneben aber auch bei den
Partnern Russland, Türkei und USA
Deutschland, Frankreich un! Italien /)as Amt des en keprasentanten
drängten daher auf eiıne „Entkopp- wıra menr und menr eınem

Hındernıis SE dem VVeg zZzUrlung“ des Hohen Repräsentanten VO

der Funktion des EU-Sonderbeauf- FÜU-Integration.
LragtenN. Dieser „Doppelhut“ des
Sonderbeauftragten wurde 2002 als Übergangskonstruktion eingeführt,
1St inzwischen eiıner dauerhaften Institution un:! zugleich ZUr!r Belas-
Lung für die KU-Integration geworden. 201 wurde die Entkopplung mı1t
Hochdruck verfolgt. Die Europäische Kommission stutfte die Abschaf-
tung des OH  e einer „internationalen Verpflichtung“ herab, deren
Erfüllung och ausstehe. Der Kommissionsbericht stellt lakonisch test,
Aass das Kegierungssystem eine „internationale Präsenz“ beinhalte da-
mMI1t wurde das Thema AOH entschärtft.

Im September SA konnte die Entkopplung schliefßlich auch O_.
nell vollzogen werden. Der Dane DPeter Sorensen leitet seither als
Sonderbeauftragter 1in Personalunion die Delegation der E  9 während
der Osterreicher Valentin Inzko als Hoher Repräsentant weıter 1m Amt
bleibt. Die EU-Polizeimission un HFO rücken 1n den Hınter-
orund.? Nach knapp zehn Jahren oibt C® 1U einen „alleinigen Vertreter
der 1n Bosnien und Herzegowina, der eine Führungsrolle bei der
Unterstützung des Landes 1ın EU-bezogenen Angelegenheiten überneh-
INnen wird  CC (Kat der EU-Aufenminister).

Die Militäroperation UFOR-Althea WITF:! d Rückgriff autf NATO-Strukturen
militärisc geführt. Die politische Autsicht liegt bei der hne eiıne CHSC Abstim-
INUNg Mi1t den NATO-Partnern Türkei und USA kann die ber den Einsatz der
Truppe allerdings nıcht entscheiden.
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Ausblick

Im Juli 2041 wurde beschlossen, 4SS Kroatıiıen die Bedingung ertüllt hat,
EU-Mitglied werden; als Beitrittstermin 1St Juli 7013 anvıslert. Damit
hat die geze1gt, Aass die Staaten des westlichen Balkans eıne reale
Perspektive auf Beltritt haben Dies xilt auch für Bosnien EBaT Herzego-
WwI1na. ber das Überspringen der ersten Hürde FABER Mitgliedschaft, die
Zuerkennung des Kandidatenstatus, 1St eline fundamental politische Eanft-
scheidung der Mitgliedsstaaten. S1ie VOTIAUS, 4SS eın Mindestma{fß
Vertrauen herrscht; VO der in die und VOL (Irt 7zwischen den
bosnisch-herzegowinischen Eliten. Solange die Forderungen der
Aufenminister VO März 26141 nıcht erftüllt werden, ann aum Ver-
trauen entstehen. ber selbst WEeCNN 1€eSs geschieht, werden wahrschein-
ich LL1UT Formelkompromisse geschnürt und ach Brüssel geschickt WCI-

den

Medjugorje
Medjugorje, bis ZUu Jahr 1981 eın unbekanntes ort in der westlichen Herze-
ZOWI1Na, hat sich 1n den etzten dreißig Jahren einem Massenpilgerort VO

internationaler Berühmtheit entwickelt: Am 25 Juni 1981 berichteten sechs
Kinder, ihnen se1 1n der Nähe des
(JIrtes auf dem Crnica-Hügel die
Jungfrau Marıa erschienen und habe
ihnen Botschaften aufgetragen. Die
„Erscheinungen‘ der (0Spa, Ww1e€e
die Gottesmutter 1in kroatischer
Sprache ZENANNL wird, dauern bis
heute Anfangs wurden die „Bot-
schaften“ der Gottesmutter die
„Seherkinder“ tast täglich veröf-
fentlicht; se1ıt 1987 ergeht jeweils

eines jeden Monats eine „Dot
schaft“ die Offentlichkeit. Bei
diesen „Botschaften“ handelt sich relativ kurze Aussagen, 1n denen die
Gospa Umkehr, tieferem Glauben, Gebet un Frömmigkeit autruft. Die
kirchliche Hierarchie hat ZWAar die „Erscheinungen“ bis heute nıcht als
„übernatürlich“ anerkannt, doch tat 1es dem Besucherstrom keinen Abbruch:
allein ZU diesjährigen 30 Jahrestag der „Erscheinungen” sollen 100.000 Pil-
CI Medjugorje aufgesucht haben Der Pil ertourismus hat auch einem
wirtschaftlichen Autblühen der ursprünglic sehr Region geführt.

Stefan ube
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Dieses Dilemma 1St beiden Seiten bekannt, enn für die un BoOos-
TCH un Herzegowina 1St die Integration „unvermeidlich“: Aus
Prestigegründen annn sich die aum ein Scheitern einer ihrer wen1-
gCH erfolgreichen Außenpolitiken, also der Erweiterung, eisten. Auft der
anderen Seite oibt CS ebentalls keine andere Perspektive als den Beiıitritt.
Dennoch 1St och nıiıcht gelungen, die politischen Eliten einer
Überwindung ihrer Politik der Teilung und Verteilung VO Macht
bewegen. Eın qualitativer Schritt Richtung Gemeinsamkeit und geteilter
Souveränıiıtät 1mM Sinne des EU-Modells könnte ihre jahrelang eingeübte
Rhetorik Lügen strafen un! die Mechanismen ihres MachterhaltsY-

oraben. Die europäische Perspektive verspricht (noch) wen1g ( ;6-
wınn, einen grundsätzlichen Politikwechsel einzuleiten.

SO bleibt der LLUT die Möglichkeit, jezliche Fortschritte un selen
sS1e och tormelhaft als Erfüllung ihrer Konditionalität m1t einem
weılteren Integrationsschritt „belohnen“. DIie EU-gesteuerten Pro-

halten Zzurzeılt die Eliten Z  { indem sS1e die zentrifugalen
Kräfte, VA: allem die der Republika STPSKa, zumindest parziell einbin-
den Daher wird erwartet, A4SsSSs Bosnien und Herzegowina bis A0 2 einen
Antrag auf Mitgliedschaft stellen wird Das weltere EU-Vertahren
könnte ann die Auftfmerksamkeit für eıne Weile VO den politischen
den bürokratischen Kriıterien verschieben.

Die Notwendigkeit einer Verfassungsretorm wird jedoch weiterhin
1m Raum stehen. Angesichts einer zukünftigen Mitgliedschaft Kroatiens
wird die Zeit knapp. Wenn bis 2613 eın Fortschritt verzeichnen 1St,
könnte Kroatien die direkt für die LOsung der „kroatischen Frage‘ in
Bosnien un Herzegowina also der Forderung ach mehr kroatischer
Souveränität einschliefßlich einer möglichen dritten Entität attbar
chen Dann ware ach Zypern ein welıterer Konftlikt 1n die importiert
worden. Um 1€e58 verhindern, sollte die Verfassungsretorm die wichtig-
STE Prioriät der 1mM Jahre 20747 werden. Die musste ihre Scheu,
klare Vorgaben für die Kompetenzverteilung 1m Lande machen,
überwinden. Dies ware ZW ar Neuland, aber jede EU-Erweiterung 1STt
Neuland, un niemals wurde mıiıt einem stark konföderativ
Organısıerten (GGemeinwesen ein Beitritt verhandelt. Fur eiıne stärker g-
staltende Rolle oibt auch eine historisch-politische Verantwortung,
nicht zuletzt eshalb, weil die ZUTF heutigen Verfassungsrealität bei-

hat 10

10 Vgl Christian Schwarz-Schilling: Wer ergreift endlich die Inıtiative”? In: Erich Rathtel-
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In diesem Prozess wird die Bürgergesellschaft eine wachsende Raolle
spielen mussen. ach ber zwanzig Jahren 1St der Platz der Burger BOs-
1en un Herzegowinas zwischen der Ideologie der konstituierenden
Völker und dem damit einhergehenden Klientelismus praktisch VCI-

schwunden. Das politische 5System 1St mıt zahllosen unbewältigten und
verfestigten Strukturproblemen konfrontiert, die durch den Upportu-
nısmus der politischen FEliten un weıter Kreise der Bevölkerung
verschärtft werden. Um 1er Erleichterung und Offnung schaffen, 1st
jeder Annäherungsschritt die notwendig, WwW1e€e die Visabefreiung
als konkrete Verbesserung für die Bürger geze1igt hat

Die europäische Integration Bosnıien un Herzegowinas und se1iner
Nachbarn annn jedoch HUT gelingen, WeEeNn die Stelle VO „LOO much
INCINOLY, LOO little history“ (Slavenka Drakulic) eine tundierte, offene
Diskussion ber die Vergangenheit ROR die Lösungen und
„Verschnung: rıngt. Geftfordert isSt eine sowohl nationale als auch reg10-
ale Auseinandersetzung m1t der Vergangenheit, die auch nicht VOT der
Analyse des eigenen kollektiven und individuellen Versagens
zurückscheut. Dies gilt ebentalls für die E  9 ihre Mitgliedsstaaten und
deren Mitverantwortung für die Krise Bosnien un Herzegowinas.

der/Carl Bethke (Hrsg.) Bosnıien 1mM Fokus Die Zzweıte politische Herausforderung des
Chhristian Schwarz-Schilling. Berlin, Tübingen 2016; 399-406
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